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Die Koeducation von männlichen und weibli-
chen Gefangenen wird nur im Bundesentwurf in-
soweit geregelt, als die gemeinsame Schul- und
Berufsausbildung für zulässig erklärt wird (§ 19
Abs. 3 S. 2) – angesichts der Probleme gerade der
männlichen jungen Gefangenen im Umgang mit
dem weiblichen Geschlecht eine mehr als sinn-
volle Maßnahme. 

Weiterhin fordert der Entwurf des BJM ver-
bindlich die Einzelunterbringung der Gefange-
nen (§ 19 Abs. 4 S. 1), während im baden-würt-
tembergischen Entwurf insoweit nur eine
Soll-Vorschrift formuliert wird (§ 20 Abs. 1); dies
gilt auch für den bayerischen Entwurf (Art. 138
Abs. 1, Art. 20 Abs. 1).

Für zukünftige Jugendstrafanstalten – ab 2010 –
fordert der BJM-Entwurf eine Anstaltsgröße von
höchstens 240 Haftplätzen, wobei die Wohn-
gruppen auf max. 8 Personen begrenzt werden 
(§ 40 Abs. 3). Bis zum 1.1.2008 müssen nach die-
sem Entwurf die Bildungs- und Ausbildungsstät-
ten so ausgebaut sein, dass für mindestens 2/3
der Haftplätze Plätze für allgemeine und berufli-
che Bildung in Schulen und berufliche Ausbil-
dungsstätten sowie für arbeitstherapeutische
Maßnahmen zur Verfügung stehen (§ 40 Abs. 7).
Für Neueinstellungen von Vollzugsbediensteten
im Jugendstrafvollzug wird eine zusätzliche
pädagogische Ausbildung von mindestens 6 Mo-
naten verlangt (§ 41 Abs. 3).

Dies waren alles Positionen, die von den
Ländern aus finanziellen Gründen abgelehnt
wurden. Entsprechende Vorgaben finden sich
dementsprechend nicht in den beiden Länder-
entwürfen. Nur hinsichtlich der pädagogischen

Ausbildung ist sowohl im baden-württembergi-
schen Entwurf (§ 42 Abs. 3) als auch im baye-
rischen Entwurf (Art. 155) eine Soll-Bestimmung
aufgenommen.

6. Überprüfungs- und Nachbesserungs-
pflicht

Die kriminologische Forschung zur Überprüfung
des Jugendstrafvollzugs hinsichtlich seiner Auswir-
kungen auf die Gefangenen wird in allen 3 Ent-
würfen vorgeschrieben (§ 39 BJM; § 40 Baden-
Württemberg; Art. 188, 120 Bayern). Abgesehen
von der praktischen Umsetzung, d. h. der Einrich-
tung eines kriminologischen Dienstes, wird kri-
tisch zu beobachten sein, wie mit solchen einheit-
lichen oder divergierenden Forschungsergebnis-
sen umgegangen wird, d. h. ob hieraus Konse-
quenzen für Gesetzesänderungen gezogen wer-
den. Im hessischen Jugendvollzug sollen zukünftig
systematische Rückfalluntersuchungen eingeführt
werden (s. Einheitliche Vollzugskonzeption im
hessischen Jugendvollzug, Mai 2004, Ziff. 8).

7. Neues Rechtsmittelsystem

Das vom Bundesverfassungsgericht geforderte
neue Rechtsmittelsystem wird sowohl im Bundes-
entwurf (§ 35) als auch im baden-württembergi-
schen Entwurf (§ 36) in Anlehnung an die Rege-
lung im Strafvollzugsgesetz (§§ 108 ff.) eingeführt.
Allerdings entscheidet nach dem BJM-Entwurf die
Jugendkammer – in der Regel durch ein Mitglied
der Jugendkammer – über den Antrag auf gerichtli-
che Entscheidung (§ 35 Abs. 3, 4), nach dem baden-

württembergischen Entwurf der Jugendrichter als
Vollstreckungsleiter (§ 36 Abs. 3). Im bayerischen
Entwurf ist eine Regelung zum Rechtsmittelsystem
bislang vergessen worden mit Ausnahme des Be-
schwerderechts (Art 114). Bemerkenswert ist, dass §
74 JGG sowohl im BJM-Entwurf (§ 35 Abs. 5) als
auch im baden-württembergischen Entwurf (§ 36
Abs. 4) für entsprechend anwendbar erklärt wird, d.
h. von den Kosten des Rechtsmittels kann der Ge-
fangene befreit werden. 

III. Zusammenfassende Bewertung

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass der Ent-
wurf des BJM am ehesten den Anforderungen des
Bundesverfassungsgerichts entspricht, weniger
der baden-württembergische Entwurf und am
wenigstens der bayerische Entwurf. Angesichts
der festgestellten Unterschiede erscheint die For-
mulierung des baden-württembergischen Justiz-
ministers, dass Bayern und Baden-Württemberg
einen „in wesentlichen Teilen aufeinander abge-
stimmten Entwurf eines Jugendstrafvollzugsge-
setzes“ vorlegen, schwer nachvollziehbar. Die
weitere Formulierung, dass damit „sämtliche
Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts voll
umgänglich erfüllt“ werden, ist eine politische,
sachlich nicht begründete Behauptung (s. Presse-
mitteilung des baden-württembergischen Justiz-
ministeriums vom 7.6.2006).

Der Verfasser ist Leiter der Forschungsstelle für Ju-
gendstrafrecht und Kriminalprävention an der Uni-
versität Kiel und Mitherausgeber dieser Zeitschrift. 

Optimale Förderung oder was sollte Jugendstrafvollzug
leisten?

Joachim Walter

Problemstellung

Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom
31.05.2006 (ZJJ 2006: 193) verpflichtet den Ge-
setzgeber, bis spätestens Ende 2007 ein Jugend-
strafvollzugsgesetz zu erlassen. Gleichwohl sollen
im Folgenden nicht konkret formulierte Vorschlä-
ge für die Vorschriften eines künftigen Jugend-
strafvollzugsgesetzes vorgelegt werden (hierzu
Walter 2003: 397 und ZfJ 2004, 397; DVJJ 2004:
209). Meine Thesen setzen vielmehr einen geeig-
neten rechtlichen Rahmen bereits voraus, wie ihn
– trotz mancher Einschränkungen – beispielsweise
der vom Bundesministerium der Justiz am 7. 6.
2006 der Öffentlichkeit vorgestellte Entwurf eines
Jugendstrafvollzugsgesetzes durchaus darstellen

könnte. Von den Essentialia, wie sie schon § 91
JGG oder der erwähnte Entwurf in den Mittel-
punkt stellen – Schule, Arbeit, Berufsausbildung,
Sport – wird, weil eigentlich selbstverständlich,
weniger die Rede sein. Als Antwort auf die immer
wieder geführte Klage über die ungünstigen tat-
sächlichen Rahmenbedingungen, unter denen
der Jugendstrafvollzug heute zu arbeiten hat, soll
vielmehr einmal versucht werden, eine – natür-
lich keineswegs abschließende – Positivliste der
Bedingungen aufzustellen, die eine optimale För-
derung Jugendlicher im Strafvollzug ermöglichen
würden. Dabei geht es zwar auch um Ziele und
den formellen Rahmen, mehr aber noch um des-
sen inhaltliche Ausgestaltung. Kurzum, es geht
um das Setting und das Klima in der Jugendstraf-

anstalt; Verhältnisse also, die sich nicht nur und
vielleicht nicht einmal in erster Linie aus Rechts-
vorschriften ergeben, sondern die die Praxis ge-
staltet.

Ich möchte damit zunächst zahlreiche positive
Ansätze bekannt machen, unterstützen und zur
Diskussion stellen, die in verschiedenen Jugend-
anstalten schon heute existieren, allerdings nur
teilweise in der Fachliteratur beschrieben sind. Es
wird jedoch nicht nur gefragt, was ohne weiteres
getan werden könnte bzw. heute schon erreicht ist
oder was wir uns (noch) leisten können. Vielmehr
versuche ich darüber hinaus Antworten auf die
Frage zu finden, welche Bedingungen in einem Ju-
gendstrafvollzug herrschen müssten, um eine
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bestmögliche Förderung seiner Insassen während
der Haft zu gewährleisten. Diese werden keines-
wegs nur von den rechtlichen Regelungen und
den verfügbaren Ressourcen determiniert; min-
destens ebenso wichtig ist das Klima in der Anstalt
und die Art und Weise, wie der Jugendstrafvollzug
tatsächlich „gelebt“ wird. Dabei werden die Rah-
menbedingungen von verschiedenen Standpunk-
ten aus und damit in verschiedener Perspektive
beschrieben: Derjenigen des Gefangenen, derjeni-
gen der Mitarbeiter, mit Blick auf die Beziehung
zwischen Mitarbeitern und Gefangenen und
schließlich mit Blick auf die Lernumwelt, die die
Anstalt darstellt und die sie durch ihre Organisa-
tionsstruktur beeinflusst. Solche Sicht aus unter-
schiedlicher Perspektive bringt allerdings mit sich,
dass manche Themen wiederholt, wenn auch von
verschiedenen Seiten, beleuchtet werden.

Die Darstellung der Rahmenbedingungen eines
auf bestmögliche Förderung der jungen Men-
schen in ihrer Entwicklung angelegten Jugend-
strafvollzugs zeichnet also in mancher Hinsicht
ein Idealbild. Aus heuristischen Gründen und um
mancher Idee nicht schon vor der Diskussion die
Flügel zu stutzen, bleibt der aktuelle gesamtgesell-
schaftliche Hintergrund, was manchen „Realis-
ten“ stören mag, zunächst ausgeblendet. Diesen
könnte man augenblicklich mit Schlagwörtern
wie knappe Haushaltsmittel, steigende Krimina-
litätsangst, zunehmende Punitivität in Politik und
Rechtsprechung, aber auch wachsender Anteil der
alten Menschen in der Gesellschaft oder Integra-
tionsprobleme junger Migranten beschreiben.
Was die Kosten angeht, um nur auf einen be-
sonders wichtigen dieser Gesichtspunkte einzuge-
hen, so werden die allermeisten Vorschläge kei-
neswegs mit erhöhten Ausgaben verbunden sein.
Vielmehr handelt es sich ganz überwiegend um
eine differente Akzentsetzung, teilweise auch um
ein bewusstes Umsteuern. Auch der Zeit- und Per-
sonalaufwand dürfte sich vom heutigen nicht er-
heblich unterscheiden, zumal viele Vorschläge be-
reits in der einen oder anderen Anstalt verwirk-
licht sind – freilich nirgendwo alle oder auch nur
die Mehrzahl davon. Was allerdings nicht erspart
werden kann, ist die Neu- und Umorientierung
mancher Arbeitsabläufe sowie die Analyse beste-
hender Strukturen auf ihre Effektivität, ihre Effi-
zienz bzw. auf ihr Rationalisierungspotenzial.

Dieser Versuch sollte allerdings nicht dahinge-
hend missverstanden werden, als ob das Jugend-
gefängnis generell in eine günstige Sozialisations-
einrichtung transformiert werden könnte: Es ist
und bleibt als ultima ratio des Jugendstrafrechts
immer diejenige Sozialisationsinstanz, die wegen
der zahlreichen mit dem Freiheitsentzug verbun-
denen Einschränkungen die bei weitem ungün-
stigsten Voraussetzungen von allen aufweist. Nur
darf uns das, so lange es keine bessere Alternative
gibt, nicht davon abhalten, den Jugendstrafvoll-
zug so weit zu verbessern wie irgend möglich –
und insbesondere den zahlreichen negativen Aus-
wirkungen der Haft entgegen zu wirken.

Das Thema wird eng verstanden, sodass ich
mich auf die Rahmenbedingungen innerhalb der
Vollzugsanstalt beschränke; und auch diese wer-
den nur insoweit diskutiert, als sie für die Förde-
rung der Gefangenen in ihrer Entwicklung von
Bedeutung sind. Der äußerst wichtige Punkt der
Entlassungsvorbereitung und -nachsorge, der weit
darüber hinausreicht, wird deshalb nicht ausführ-
lich behandelt. Trotzdem sei darauf hingewiesen,
dass Entlassungsvorbereitung vom ersten Tag der
Haft an eine elementare Aufgabe aller Mitarbeiter
und des Gefangenen selbst ist. Was die Integra-
tionsaussichten anbelangt und damit die Verhin-
derung eines Rückfalls, dürften die ersten Wochen
nach der Entlassung aus der Haft sogar entschei-
dend sein. Dabei wird es darauf ankommen, dass
der Gefangene nicht einfach nur an andere Insti-
tutionen abgegeben wird, sondern von diesen im
wörtlichen wie im übertragenen Sinne des Wortes
in der Vollzugsanstalt abgeholt wird (Kerner 2003,
28). Das setzt gemeinsame Vorbereitung der Ent-
lassung mit dem Gefangenen selbst, mit der Fami-
lie, der Bewährungshilfe, dem zukünftigen Arbeit-
geber und allen anderen Beteiligten voraus. Das in
der JVA Adelsheim seit Frühjahr 2006 laufende,
vom Europäischen Sozialfonds geförderte Projekt
„Integration junger Strafgefangener in Arbeit und
Beruf (ISAB)“ stellt hier, ähnlich wie die MABIS-
Projekte in Nordrhein-Westfalen, einen viel ver-
sprechenden Ansatz dar.

Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts 

Entsprechend dem gegebenen Thema soll selbst-
verständlich keine auch nur annähernd erschöp-
fende Besprechung des Grundsatzurteils des
Bundesverfassungsgerichts vom 31. Mai 2006 (ZJJ
2006: 193) zur Frage einer gesetzlichen Regelung
des Jugendstrafvollzugs geleistet werden. Erforder-
lich ist allerdings eine kurze Darstellung der Vor-
gaben des Bundesverfassungsgerichts für die
inhaltliche Ausgestaltung eines verfassungskon-
formen Jugendstrafvollzugs. 

Ausgangspunkt der Überlegungen ist die Fest-
stellung des Gerichts, dass es für den Jugendstraf-
vollzug von Verfassungs wegen gesetzlicher
Grundlagen bedarf, „die auf die besonderen An-
forderungen des Vollzugs von Strafen an Jugend-
lichen und ihnen gleichstehenden Heranwach-
senden zugeschnitten sind“. Wie bereits in zahl-
reichen früheren Entscheidungen (BVerfGE 35,
202; 36, 174; 45, 187; 64, 261; 74, 102; 98, 169)
festgestellt, muss ein verfassungsgemäßer Vollzug
der Freiheitsstrafe und selbstverständlich auch der
Jugendstrafe auf das Ziel ausgerichtet sein, dem
Inhaftierten ein künftiges straffreies Leben in Frei-
heit zu ermöglichen. Damit kommt dem Resozia-
lisierungsziel, das für den Jugendstrafvollzug ein-
fachgesetzlich in § 91 Abs. 1 JGG als Erziehungs-
ziel verankert ist, Verfassungsrang zu, was das
Gericht in den zitierten Entscheidungen sowohl
auf die Menschenwürde in Art. 1 Abs. 1 GG wie
auch auf den Sozialstaatsgrundsatz stützt. Außer-

dem wird betont, dass „für den Jugendstrafvollzug
(...) das Ziel der Befähigung zu einem straffreien
Leben in Freiheit besonders hohes Gewicht“ hat. 

In diesem Zusammenhang weist das Bundes-
verfassungsgericht auf die besondere Bedeutung
des Jugendalters hin, weil Jugendliche in ihrer Per-
sönlichkeit weniger verfestigt sind als Erwachsene
und ihre Entwicklungsmöglichkeiten offener
sind. Außerdem wirke sich der Freiheitsentzug auf
Jugendliche in besonders einschneidender Weise
aus. „Indem der Staat in diese Lebensphase durch
Entzug der Freiheit eingreift, übernimmt er für die
weitere Entwicklung des Betroffenen eine beson-
dere Verantwortung. Dieser gesteigerten Verant-
wortung kann er nur durch eine Vollzugsgestal-
tung gerecht werden, die in besonderer Weise
auf Förderung – vor allem auf soziales Lernen
sowie die Ausbildung von Fähigkeiten und
Kenntnissen, die einer künftigen beruflichen
Integration dienen – gerichtet ist.“2 Das Gericht
macht sich damit die in den Erziehungswissen-
schaften seit langem herrschende Auffassung zu
eigen, dass sich das Jugendalter vom Erwachse-
nenalter in wesentlichen Hinsichten unterschei-
det und daher von Verfassungs wegen strafrecht-
lich und auch strafvollzugsrechtlich anders als
dieses zu behandeln ist. Sind schon die Ausgangs-
bedingungen und Folgen strafrechtlicher Zurech-
nung nach dem JGG bei Jugendlichen und Heran-
wachsenden anders als bei Erwachsenen geregelt,
so hat dies ebenso für den Jugendstrafvollzug und
seine rechtlichen Regelungen zu gelten. „Aus alle-
dem ergeben sich spezielle Bedürfnisse, besondere
Chancen und Gefahren für die weitere Entwick-
lung und eine besondere Haftempfindlichkeit, vor
allem auch eine spezifische Empfindlichkeit für
mögliche schädliche Auswirkungen des Strafvoll-
zugs.“

Daraus wird die Konsequenz gezogen, dass Ge-
setzgebung und praktische Gestaltung des Ju-
gendstrafvollzuges diesen Besonderheiten von
Verfassungs wegen Rechnung zu tragen haben.
Das Gericht findet sie hauptsächlich in den fol-
genden wichtigen Bereichen: 

Bei allen Vollzugsmaßnahmen, die in Grund-
rechte eingreifen. Dies ist namentlich der Fall im
Hinblick auf Außenkontakte der Gefangenen, auf
ihr jugendgemäß besonders großes Bedürfnis für
körperliche Betätigung und Bewegung, aber auch
im Hinblick auf die Regelung der Sanktionierung
von Pflichtverstößen. 

In Übereinstimmung mit zahlreichen wissen-
schaftlichen Erkenntnissen sieht das Gericht wei-
ter besonderen Regelungsbedarf bei der Ausgestal-
tung des gerichtlichen Rechtsschutzes für die im
Jugendstrafvollzug Inhaftierten. 

Schließlich verpflichtet das Bundesverfassungs-
gericht den Gesetzgeber, bei der Entwicklung ei-
nes wirksamen Erziehungs- und Resozialisie-
rungskonzepts die genannten Besonderheiten
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des Jugendalters im Unterschied zum Erwachse-
nenalter zu berücksichtigen. „Der Gesetzgeber
muss vorhandene Erkenntnisquellen, zu denen
auch das in der Vollzugspraxis verfügbare Erfah-
rungswissen gehört, ausschöpfen (vgl. BVerfGE
50, 290[334]) und sich am Stand der wissenschaft-
lichen Erkenntnisse orientieren (vgl. BVerfGE 98,
169[201]).“

Insbesondere der letzte Punkt soll nachfolgend
im Zentrum stehen, und zwar durchaus im Zu-
sammenhang mit der vom Bundesverfassungsge-
richt außerdem gemachten Auflage (BVerfG aaO:
197), dass „die gesetzlichen Vorgaben für die Aus-
gestaltung des Vollzuges (...) auf sorgfältig er-
mittelten Annahmen und Prognosen über die
Wirksamkeit unterschiedlicher Vollzugsgestaltun-
gen und Behandlungsmaßnahmen beruhen“
müssen und dass der Gesetzgeber ebenso wie die
für den Jugendstrafvollzug zuständigen Behörden
verpflichtet ist, aus den mit den bisherigen Voll-
zugsgestaltungen gemachten Erfahrungen zu ler-
nen“ (vgl. Flügge, Maelicke, Preusker 2001). Einen
theoriegeleiteten und evidenzbasierten Jugend-
strafvollzug zu entwickeln ist also die der Gesetz-
gebung und der Vollzugspraxis gestellte Aufgabe.

Ziel des Jugendstrafvollzugs

ist bereits heute nach der einfachgesetzlichen Re-
gelung in § 91 Abs. 1 JGG, aber ebenso nach der
nun präzisierten verfassungsrechtlichen Lage,
dass der Gefangene im Jugendstrafvollzug Fähig-
keiten erwerben soll, die ein künftiges straffreies
Leben in Freiheit und sozialer Verantwortung
ermöglichen.

Der langjährige und bis heute nicht endgültig
ausgefochtene Streit um den Erziehungsbegriff im
Jugendstrafrecht (dazu zuletzt Ostendorf 2006: 320
mit zahlreichen weiteren Nachweisen) und zur
Frage, ob das Jugendstrafrecht als solches erziehe-
risch wirken kann und soll, spielt hierbei nur eine
untergeordnete Rolle. Er betrifft in erster Linie das
Jugendstrafverfahren und die mit der Verhängung
der Jugendstrafe verfolgten Zwecke, kaum jedoch
den Jugendstrafvollzug. Vielmehr ging und geht
es in erster Linie darum, ob und inwieweit die Ver-
hängung jugendstrafrechtlicher Sanktionen auf
Grund „schädlicher Neigungen“ (§ 17 Abs. 2 JGG)
sinnvoll sei und inwieweit die Sanktionen des Ju-
gendstrafrechts überhaupt geeignet seien, solche
(unterstellten) Erziehungsmängel auszugleichen.
Hiervon abgesehen ist wohl unbestritten, dass im
Jugendstrafvollzug erzieherische und sozialisa-
tionsbezogene Elemente stark gefragt sind und die
Zeit der Inhaftierung genutzt werden muss, um
schulische und berufliche Aus- und Fortbildung
zu betreiben, prosoziale Dispositionen zu unter-
stützen bzw. entsprechende Ressourcen zu nutzen
und etwaige Sozialisationsmängel abzubauen
(Scholz 1992: 315 f; Streng 1993: 138,140; Kaiser
1995: 16; Begemann 1991: 280; Walter 2001: 17 ff).
Das sehen auch jene Autoren nicht anders, die an-

sonsten für die Ablösung des Erziehungsstraf-
rechts plädieren (P.A. Albrecht 1993: 242 ff, 255 ff;
Ostendorf JGG, Grundlagen zu § 1 und 2, Rz. 4,5;
Müller 1991: 345 ff). Der Erziehungsgedanke soll
als alleiniges Leitprinzip sowohl für die Zielset-
zung als auch für die Gestaltungsgrundsätze des
Jugendstrafvollzugs dienen (Deutscher Jugendge-
richtstag 1995, AK II/6,1996: 264). 

Freilich ist der Erziehungsbegriff im gesamten
Jugendstrafrecht nicht näher definiert, zudem
recht unscharf und für vielerlei Inhalte offen. Des-
halb ziehe ich den engeren Terminus „Förderung
in der Entwicklung“ vor, wie er sich in § 1 SGB
VIII findet. Selbstverständlich sind auch damit er-
zieherische Maßnahmen gemeint; ihre Reichweite
und Zeitdauer wird aber von vornherein als be-
grenzt gedacht. Die damit gewählte Begrifflichkeit
ist konkreter, nüchterner und auch weniger ideo-
logisch aufgeladen. Sie bietet den Vorteil, dass
“trojanische Pferde” (Gerken/Schumann 1988), “Er-
ziehungslyrik” und überzogene Erwartungen bes-
ser außen vor gehalten werden können und die
Gefahr verringert wird, dass der Erziehungsgedan-
ke dafür instrumentalisiert werden kann, die
Rechte und Handlungsräume der Jugendlichen
weiter einzuschränken (Müller-Dietz 1986: 339,
341). Was im Kontext des Jugendstrafvollzuges
unter Förderung des Gefangenen in seiner Ent-
wicklung durch erzieherische Angebote und Maß-
nahmen verstanden wird und wie weit diese
reicht, soll deshalb kurz umrissen werden.

Was kann Jugendvollzug leisten?

Davon ausgehend, dass es in jeder staatlich veran-
lassten Erziehung im Rechtsstaat allenfalls um
einzelne und bestimmte, genau definierte Inter-
ventionen geht, ist zu fragen, was der Jugendstraf-
vollzug nach derzeitigem Wissensstand theore-
tisch sowie in der regelmäßig sehr begrenzten Zeit
an Förderung des Gefangenen in seiner Entwick-
lung, von der das Bundesverfassungsgericht
spricht (aaO: 196), realistischerweise leisten
kann. Ich beginne mit dem, was er wohl nicht
leisten kann:

Jugendliche und Heranwachsende sind wie alle
Menschen keine „Trivialmaschinen“, also nicht
im mechanischen Sinne steuerbar, wie manche
dies vom Jugendstrafvollzug zu erwarten schei-
nen. Unter Trivialmaschinen versteht man ja Ap-
parate wie etwa Autos, die per Knopfdruck steuer-
bar sind: der Input, z.B. der Tritt aufs Gaspedal,
führt unmittelbar zu einer Reaktion des Systems,
im Beispielsfalle zur Beschleunigung. Völlig an-
ders reagieren dagegen nicht triviale Systeme, wie
der Mensch eines darstellt. In diesem Falle stößt
der Input eben nicht bloß einen Output an, son-
dern auch eine schwer vorhersagbare Änderung
des inneren Zustandes des Systems. So wird man
beispielsweise auf die einfache Frage an einen Ge-
fangenen nach seinen Vorstrafen nicht nur, wenn
überhaupt, eine mehr oder weniger zutreffende

Antwort erhalten, sondern in ihm ggf. auch un-
angenehme Gefühle wecken, womöglich Wider-
stand aktivieren. Nicht triviale Systeme entziehen
sich daher einer einfachen mechanischen Steue-
rung, sie sind eigen-sinnig, eigen-willig.

Auch mehrfach straffällige junge Menschen,
wie wir sie überwiegend im Jugendstrafvollzug an-
treffen, sind nicht einfach „Defizite der Erzie-
hung“. Zwar werden sie nicht selten bestimmte
Defizite haben, z.B. im Bereich der Wahrneh-
mung, der Informationsverarbeitung, der schuli-
schen Bildung und des Sozialverhaltens. Schwer-
punktmäßig an solchen Defiziten anzusetzen ist
aber aus mindestens zwei Gründen problema-
tisch. Zum einen wäre ein solcher Ansatz über-
haupt nur sinnvoll, wenn Möglichkeiten zur Be-
seitigung konkret vorhanden sind. Das ist aber
häufig gerade nicht der Fall: Jugendstrafvollzug
kann allgemeine Probleme für die Entwicklung Ju-
gendlicher wie Schulmisere, Lehrstellenmangel,
Arbeitslosigkeit nicht beeinflussen, Chancenlosig-
keit nicht hinweg reden. Pädagogik, wie sie im Ju-
gendstrafvollzug gefordert ist, kann Struktur- und
Sozialpolitik nicht ersetzen. Zum anderen aber er-
scheint ein defizitorientierter Ansatz wegen der
Gefahr frühzeitiger Etikettierung nicht sinnvoll
und sogar gefährlich. In den meisten Fällen wird
es vielmehr nahe liegen zu versuchen, an den
Kompetenzen, Begabungen und Stärken eines
jungen Menschen anzusetzen, die in seinem frü-
heren und jetzigen Leben aufzuspüren wären,
ohne seine Schwächen und Defizite deshalb zu
übersehen. 

Dem Jugendstrafvollzug nicht möglich und aus
verfassungsrechtlicher Sicht auch nicht gestattet
wäre es schließlich, eine totale Persönlichkeitsum-
wandlung anzustreben (Ostendorf JGG §§ 91-92
Rz. 11, Pollähne 2005: 79, [FN 32]). Vielmehr geht
es unter der notwendigen Einschränkung „be-
grenzter Zuständigkeit“ (Oelkers 2000, 257) in je-
der Erziehung im pluralistischen und demokrati-
schen Rechtsstaat allenfalls um einzelne Maßnah-
men und bestimmte, genau definierte Interven-
tionen. Dabei steht im Vordergrund die Förderung
eines Gefangenen in seiner Entwicklung, wie das 
§ 1 Abs. 1 SGB VIII als Recht aller jungen Menschen
statuiert. In zweiter Linie ist das Problem strafba-
rer Handlungen, der Schädigung anderer oder,
ganz abstrakt formuliert, das Zuwiderhandeln ge-
gen die demokratisch legitimierte Rechtsordnung
ins Auge zu fassen. Nicht dagegen geht es um die
Änderung der Gesamtpersönlichkeit, des gesam-
ten Lebensentwurfes und sämtlicher Einstellun-
gen und Verhaltensweisen des Gefangenen. 

Obgleich das Mindestmaß der Jugendstrafe
immerhin 6 Monate beträgt, wurden die aller-
meisten im Vollzug befindlichen Jugendlichen
und Heranwachsenden doch zu eher kurzen Stra-
fen verurteilt, in Baden-Württemberg im Jahre
2004 im Durchschnitt zu 1 Jahr und 9 Monaten.
Und sie werden zu einem vergleichsweise hohen
Prozentsatz gem. § 88 JGG vorzeitig zur Bewäh-
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rung oder gemäß § 35 BtMG in Therapie entlas-
sen3. In Bezug auf die tatsächliche Verweildauer
bedeutet das für Baden-Württemberg (2005), dass
die Gefangenen sich im Durchschnitt ca. 11 Mo-
nate im Jugendstrafvollzug befinden. Allerdings
ist die Verteilung schief: Die Hälfte bleibt sogar
weniger als 10 Monate. Dass in solch kurzer Zeit in
der großen Mehrzahl der Fälle eine „nachholende
Gesamterziehung“ gar nicht möglich ist, sondern
allenfalls eine begrenzte Förderung, liegt auf der
Hand.

Wie und womit könnte man demgegenüber
nach bisherigen wissenschaftlichen Befunden
und praktischen Erfahrungen die Entwicklung der
Jugendlichen und Heranwachsenden fördern?
Oder anders gefragt, wie kann der Gefangene im
Jugendstrafvollzug bestmöglich darin unterstützt
werden, die ihm altersspezifisch gestellten Ent-
wicklungsaufgaben produktiv zu bewältigen? Eine
zwar sehr allgemeine, aber treffende Antwort hier-
auf hat Kaiser (1995, 16) schon vor Jahren gege-
ben, als er bemerkte, dass alles, was außerhalb des
Jugendstrafvollzuges für die gedeihliche Entwick-
lung junger Menschen für erforderlich gehalten
wird, gerade für Straffällige nicht entbehrlich sein
kann – und das sind natürlich und zu allererst
schulische und berufliche Bildung, körperliche Er-
tüchtigung und soziales Lernen. 

Über diese allgemeine Antwort hinaus kann
uns eine differenzierte Rückfallforschung Hin-
weise geben, welche Vollzugsgestaltungen geeig-
net erscheinen, dem Ziel der Befähigung zu einem
straffreien Leben näher zu kommen – und welche
eher nicht. Schlagwortartig, nun allerdings auf
Vollzugsmaßnahmen und Organisationsstruktur
bezogen, kann man es auch in die Fragestellungen
des amerikanischen Sherman-Reports kleiden, die
lauten: „What works? What doesn’t? What’s pro-
mising“? 

Die statistisch bedeutsamsten Risikofaktoren
für Straffälligkeit im Allgemeinen und Rückfall

nach Strafvollzug im Besonderen sind bekannt-
lich männliches Geschlecht und jugendliches Al-
ter. Bei einem Entlassungsalter von etwa 20 Jahren
für die aus dem Jugendvollzug entlassenen Gefan-
genen treffen diese beiden wirkmächtigsten Fak-
toren zusammen, so dass schon deshalb hohe
Rückfallquoten nach Jugendstrafvollzug von
vornherein zu erwarten sind. Trotzdem ist es na-
türlich nicht gleichgültig, was im Jugendstrafvoll-
zug mit den Insassen geschieht oder unterlassen
wird. Es empfiehlt sich daher ein Blick auf die
unterschiedlichen Rückfallraten, die sich ergeben,
wenn man nach der Gestaltung des Jugendstraf-
vollzugs im Einzelfall differenziert. Solcherart dif-
ferenzierte Daten enthalten die meisten Rückfall-
statistiken jedoch nicht. Sie messen oft nur, ob in
einem bestimmten Zeitraum nach Entlassung aus
dem Strafvollzug erneut strafbares Verhalten auf-
getreten ist, fragen aber nicht, wie lange Zeit ein
Verurteilter im Jugendstrafvollzug verbracht hat,
in was für einer Anstalt das gewesen ist, was mit
ihm dort geschehen ist, welche Beziehungen er
während dessen eingegangen ist, welche Erfolge
oder Misserfolge er gehabt hat, ob beispielsweise
eine schulische oder berufliche Qualifizierung
möglich war usw.

Ich beziehe mich deshalb auf eine Arbeit von
Dolde & Grübl (1996, 221), die wenigstens einige
wichtige Unterdifferenzierungen der auf 56% für
die gesamte Entlassenenkohorte berechneten
Rückfallrate (i.S. erneuter Inhaftierung) enthält
(siehe Tabelle). 

Es zeigt sich hier, dass die Gestaltung des Ju-
gendstrafvollzugs im Einzelfall offensichtlich Ein-
fluss auf die Wiederkehrerquote haben kann. Be-
sonders beeindruckend ist, dass diese bei denjeni-
gen, die im Vollzug einen Beruf bis zum Abschluss
erlernt hatten, mit 21 % sehr niedrig ist, aber auch
dass diejenigen, die überwiegend im gelockerten
Vollzug untergebracht werden konnten, mit 37 %
überdurchschnittlich gut abschnitten – ein Ergeb-
nis, zu dem auch zahlreiche andere Studien ge-

kommen sind (vgl. unten These 6). Wenn es ge-
lang, den Jugendlichen unmittelbar in Arbeit zu
entlassen oder wenn ein Schulabschluss erreicht
wurde, lag die Quote immer noch deutlich unter
dem Durchschnitt. 

In ihrem zweiten Abschnitt mit überdurch-
schnittlich häufigem Rückfall zeigt die Tabelle,
dass diejenigen, die nicht vorzeitig zur Bewäh-
rung, sondern zum Strafende entlassen wurden,
die überwiegend im geschlossenen Vollzug unter-
gebracht oder weder an Schule noch an Berufsaus-
bildung teilgenommen hatten, deutlich ungünsti-
ger als der Durchschnitt abschneiden. Der hohe
Prozentabstand zwischen denjenigen, bei denen
es gelang, sie in Arbeit zu entlassen (46 %) und
denjenigen, bei denen dies nicht gelungen ist 
(64 %), weist auf die Bedeutung dieses Faktors hin. 

Zwar ist zuzugeben, dass die den unterschied-
lichen Vollzugsgestaltungen korrespondierenden
Rückfallquoten in erheblichem Umfang auch vor-
selektive Faktoren widerspiegeln, beispielsweise in
dem Sinne, dass im gelockerten Vollzug eben eher
die günstig prognostizierten Gefangenen unterge-
bracht werden oder dass eine anspruchsvolle Be-
rufsausbildung mit Abschluss eher die Intelligente-
ren und Durchhaltefähigeren schaffen. In ihrem
gesamten Umfang können die gefundenen Unter-
schiede damit jedoch sicher nicht erklärt werden.
Das zeigt sich z. B. an dem hohen Prozentsatz der-
jenigen, die nach Entlassung in die Arbeitslosigkeit
wieder rückfällig werden. Denn schon seit vielen
Jahren ist der Einfluss sowohl der Institution Ju-
gendstrafvollzug wie auch des einzelnen Entlasse-
nen darauf, ob es gelingt, ihn in Arbeit zu vermit-
teln, eher gering. Es sprechen somit neben dem ge-
sunden Menschenverstand auch die Befunde aus
Rückfalluntersuchungen dafür, dass unterschiedli-
che Vollzugsgestaltung zu unterschiedlich hohen
Rückfallquoten beitragen kann. Es empfiehlt sich
deshalb, diejenigen Vollzugsmaßnahmen zu for-
cieren, die mit einer verringerten Rückfallquote
verbunden sind – und umgekehrt diejenigen nach
Möglichkeit zu vermeiden, die offenbar zu einer er-
höhten Rückfallquote führen. 

Auch wenn nach alledem im Folgenden be-
scheiden von Förderung des Jugendlichen oder
Heranwachsenden im Jugendstrafvollzug durch
erzieherische Angebote die Rede ist und das über-
aus anspruchsvolle Postulat der „nachholenden
Gesamterziehung“, wie es der BGH mehrfach for-
muliert hat (grundlegend BGHSt 11, 169), vermie-
den wird, sollten wenigstens die wichtigsten der
dahinter stehenden pädagogischen Grundan-
nahmen dargelegt werden: 

• Ich gehe davon aus, dass nicht nur straffällige
Jugendliche, sondern alle Menschen der Erzie-
hung, Zivilisierung und Kultivierung bedür-
fen, dass Zivilisation, humaner Umgang und ein
halbwegs gelingendes Miteinander nichts
Selbstverständliches sind, sondern ständiger Er-
arbeitung, Bewusstmachung, Unterstützung

Allgemeine Rückfallquote (Wiederkehrerquote) nach 4 –5 Jahren: 56 %

Berufsausbildung im Jugendstrafvollzug mit Abschluss: 21 %

Untergebracht überwiegend im gelockerten Vollzug: 37 %

Nach Entlassung in Arbeit: 46 %

Schulabschluss im Jugendstrafvollzug: 51 %

Berufsausbildung im Jugendstrafvollzug ohne Abschluss: 51 %

Urlaub oder Ausgang erhalten: 52 %

Entlassung zur Bewährung: 53 %

Entlassung zum Strafende: 62 %

Überwiegend im geschlossenen Vollzug untergebracht: 63 %

Weder an Schule noch an Berufsausbildung teilgenommen: 64 %

Arbeitslos nach Entlassung: 64 %
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und Verteidigung bedürfen. Erziehung oder, be-
scheidener, Förderung in der Entwicklung ist
also notwendig. Im Übrigen kann man, wie im-
mer man es auch versuchen mag, als Vollzugs-
beamter, Lehrer, Ausbildungsmeister, nicht
nicht erziehen: Man erzieht immer, selbst wenn
man es bewusst nicht wollte (näher Walter 2001:
18). Wenn aber Erziehung im Jugendstrafvoll-
zug in jedem Falle stattfindet, dann hoffentlich
nicht unbewusst, konzeptionslos und unkon-
trolliert, sondern besser reflektiert, methodisch
abgesichert, an überprüfbaren Kriterien orien-
tiert, hauptsächlich aber rechtlich kontrolliert.

• Ganz bewusst spreche ich auch von erzieheri-
schen Angeboten. Auch wenn Jugendgefäng-
nisse nach wie vor totale Institutionen sind
(zum Gefängnis als totale Institution vergleiche
auch die neuere Darstellung von Goffmans The-
orie bei Pecher, 2004: 310), gilt für die Erziehung
dort, wie in jeder Erziehungseinrichtung, das
Sprichwort: „Man kann den Hund nicht zum Ja-
gen tragen“. Zwangsweise Gelerntes, soweit es
das überhaupt gibt, hat bestenfalls kurzzeitig Be-
stand. Im Gedächtnis dominant abgespeichert
wird dann nämlich weniger der erwünschte In-
halt als die angewandte Methode: Der Zwang.
Das bedeutet freilich nicht, dass man es an Mo-
tivation und Stimulation fehlen lassen darf. Im
Gegenteil: Erziehung ohne Lernanreize im Sin-
ne positiver Sanktionen wird keinen Erfolg ha-
ben. Erst recht wird scheitern, wer glaubt, das Er-
ziehungsziel – ein Leben ohne Straftaten in sozi-
aler Verantwortung – hauptsächlich mit Druck
zu erreichen.

• Des Weiteren haben wir es nach meiner Erfah-
rung im Jugendstrafvollzug mit durchaus „nor-
malen“ jungen Männern zu tun4, die ganz über-
wiegend nicht als Menschen mit einer abwei-
chenden, abnormen Persönlichkeitsstruktur
angesehen werden können. Daran ändert es
auch nichts, wenn bei ihnen häufig eine Reihe
von sozialisatorischen Belastungen und Defizi-
ten zu verzeichnen sind, andererseits aber auch
zahlreiche entwicklungsfähige Stärken und Be-
gabungen. Zweitens gehe ich mit Fend (2000:
207) davon aus, dass Jugend prinzipiell die Mög-
lichkeit hat, sich eigenständig zu entfalten: „Sie
kann eine eigene Stimme erwerben und sie kann
Eigenintentionalität entwickeln. Dies gilt prinzi-
piell, faktisch dürfen die Abhängigkeiten von
biologischen Vorgaben und gesellschaftlichen
Einflüssen nicht unterschätzt werden“. Außer-
dem ist zu berücksichtigen, dass nicht alle jun-
gen Menschen die sich ihnen im Jugendalter
stellenden Entwicklungsaufgaben gleich erfolg-
reich bzw. im gleichen Tempo bewältigen. 

• Ich sehe die im Jugendvollzug inhaftierten jun-
gen Menschen als grundsätzlich – freilich nicht
im selben Umfang wie Vollerwachsene – für ihr
Verhalten verantwortlich an. Sie haben Fehler
und Straftaten begangen, sind aber auch prinzi-
piell lernfähig und lernwillig. Dabei werden die
inzwischen gut gesicherten kriminologischen
Befunde nicht übersehen, die davon ausgehen,
dass leichte und mittelschwere Jugendkrimina-

lität bei männlichen Jugendlichen als normal
(im statistischen und entwicklungspsychologi-
schen Sinne), als ubiquitär, also weit verbreitet
und als episodenhaft anzusehen ist (näher 1. pe-
riodischer Sicherheitsbericht [PSB], 2001: 475
ff). Dieses Wissen kann vor vorschneller Etiket-
tierung oder Diskriminierung schützen, ebenso
vor Skepsis und Pessimismus oder gar Aufgabe
der straffälligen Jugendlichen als „unverbesser-
lich“.

Die Fragen, auf die sich die nachfolgenden The-
sen beziehen, sind sowohl theoretischer wie prak-
tischer Natur: Auf welcher theoretischen und or-
ganisatorischen Grundlage wird nach welchen
Methoden gearbeitet, welche personellen und
sächlichen Ressourcen werden zur optimalen Zie-
lerreichung benötigt? Wie vom Bundesverfas-
sungsgericht vorgegeben, sind sowohl wissen-
schaftliche Befunde als auch praktische Erfahrun-
gen berücksichtigt. Dabei stütze ich mich auf
zahlreiche theoretische Arbeiten, empirische
Untersuchungen und Praxisberichte. 

Welches sind nun also, losgelöst von dem au-
genblicklichen gesamtgesellschaftlichen Kontext,
jedoch auf der Basis wissenschaftlicher Theorie,
empirischer Befunde und vielfältiger praktischer
Erfahrungen, mithin theoriegeleitet und evidenz-
basiert, jene Bedingungen einer Förderung jun-
ger Menschen im Jugendstrafvollzug, die heute
als optimal bezeichnet werden können? Ich stelle
32 Thesen zur Diskussion:

Die Ebene des Inhaftierten

1. Die Institution gewährt intern genügend Raum und
Freiheit, damit sich die Gefangenen aktiv mit einer
Lernprozesse stimulierenden Umwelt ausein-
andersetzen können. 

2. Jeder Gefangene hat eine für ihn persönlich zustän-
dige und verantwortliche Bezugsperson aus dem
Kreis der hauptamtlichen Mitarbeiter. Diese bemüht
sich darum, dass seine Begabungen und Stärken,
seine Entwicklungspotentiale und Ressourcen er-
kannt und unterstützt werden (Empowerment)
und dass etwaige Defizite ausgeglichen werden
(Kompensation). 

3. Dem Bedürfnis der Gefangenen nach Kommuni-
kation untereinander und mit dem Personal wird
so weit wie möglich entgegengekommen. Kontakte
zu Angehörigen und zur Außenwelt werden geför-
dert.

4. Die Lebensbedingungen in der Anstalt entspre-
chen gesunden, anregenden und geordneten Lebens-
verhältnissen außerhalb.

5. Anstaltsarchitektur und Anstaltseinrichtun-
gen wirken nicht bedrohlich, sondern sind quali-
tätsvoll, freundlich und anregend. Das gilt be-
sonders für die Hafträume und die Gemeinschafts-
räume. Jedem Gefangenen steht ein eigener
Haftraum zu.

6. Vollzugslockerungen und Urlaub sind für jeden
Gefangenen zum frühesten verantwortbaren Zeit-

punkt vorgesehen. Jeder, bei dem nicht Flucht- oder
Missbrauchsgefahr vorliegt, wird in den offenen
Vollzug eingewiesen. 

Die Ebene des Personals

7. Die Anstalten sind in allen Bereichen mit der erfor-
derlichen Anzahl qualifizierter Mitarbeiter ausge-
stattet. Das zahlenmäßige Verhältnis der Mitarbei-
ter der einzelnen Dienste zur Anzahl der Gefange-
nen ist durch Schlüsselzahlen festgelegt. 

8. Alle erzieherisch tätigen Mitarbeiter (also auch die
des Allgemeinen Vollzugsdienstes) verfügen über
eine pädagogische (Zusatz-) Ausbildung, min-
destens den Abschluss einer Fachhochschule oder
Fachschule. Sie arbeiten im Team auf fachlicher
Grundlage zusammen. 

9. Die Mitarbeiter sind an kriminalpädagogischer Ar-
beit auf wissenschaftlicher Grundlage interes-
siert und arbeiten engagiert. Sie beachten neue Ent-
wicklungen im Fachbereich und bekommen Gele-
genheit, sich fachlich fortzubilden. Sie erhalten
Supervision.

10. Die Mitarbeiter sind sich stets möglicher schäd-
licher Wirkungen des institutionalisierten Frei-
heitsentzuges bewusst und versuchen, diese zu ver-
meiden bzw. ihnen kompensatorisch entgegen zu
wirken.

11. Die Mitarbeiter gehen vorbildlich und sparsam
mit den zur Verfügung stehenden Ressourcen um.

Die Beziehung zwischen Personal und Ge-
fangenen

12. Mitarbeiter im Jugendstrafvollzug haben eine po-
sitive Einstellung sowohl zu den Gefangenen wie
auch zu der ihnen gestellten Erziehungsaufgabe. 

13. Die Mitarbeiter begegnen den Gefangenen offen
und freundlich zugewandt, immer aber korrekt. Sie
haben in ihrer Ausbildung kommunikative und
interkulturelle Kompetenzen erlernt und entwi-
ckelt. Sie suchen daher von sich aus (proaktiv) einen
Zugang zu den Gefangenen. Sie sind in der Lage,
sich in die Lebens- und Entwicklungssituation jun-
ger Menschen hineinzuversetzen und die Welt
auch mit ihren Augen zu sehen (Perspektiven-
übernahme).

14. Die Mitarbeiter richten den Blick in erster Linie auf
die (ggf. aufzuspürenden) Begabungen und Fä-
higkeiten der Gefangenen. Sie vertrauen insoweit
auf die Entwicklungsfähigkeit junger Menschen
und unterlassen negative Etikettierungen.

15. Gleichwohl berücksichtigen die Mitarbeiter, dass
viele Jugendstrafgefangene im Bereich des schuli-
schen, beruflichen und sozialen Lernens auf eine
Negativkarriere zurückblicken und durch eine Viel-
zahl von Misserfolgserlebnissen entmutigt und in
ihrer Entwicklung beeinträchtigt sind. Die Mitar-
beiter ermutigen deshalb die Gefangenen in ihren
Anstrengungen und Aktivitäten und versuchen, ih-
nen Erfolgserlebnisse zu ermöglichen.

16. Das Ermöglichen von Lernen und von Entwick-
lungsfortschritten geht vor arbeitssparenden An-
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staltsroutinen.
17. Die Mitarbeiter kennen die Bedeutung der Gleich-

altrigengruppe und stellen sie in den Mittelpunkt
der Erziehungsarbeit. Sie ermöglichen und unter-
stützen, dass die Gefangenen Verantwortung für
sich und andere übernehmen.

18. Gegenüber medial vermittelten Weltsichten sind
die Mitarbeiter kritikfähig; sie beachten die Risi-
ken übermäßigen und unreflektierten Medien-
konsums. Ihnen ist daran gelegen, den Gefange-
nen eigene wichtige (Primär-) Erfahrungen mit
ihrer Umwelt zu ermöglichen. 

19. Soweit irgend möglich, wird versucht, Eltern und
andere Angehörige der Gefangenen in die Arbeit
einzubeziehen.

20. Es besteht ein elaboriertes System positiver Ver-
stärkung erwünschter, prosozialer Verhaltens-
weisen. Negative (Straf-) Sanktionen werden
dagegen allenfalls ausnahmsweise und nur dann
angewandt, wenn sie die Beziehung zu den
Bezugspersonen nicht zerstören und eine aufbau-
ende Komponente haben.

21. Sozialem Lernen und insbesondere gewaltlosem
Umgang mit Konflikten wird in der Erziehungs-
arbeit ein hoher Rang eingeräumt. 

22. Die Entwicklung der Jugendstrafgefangenen wird
dokumentiert unter besonderer Berücksichtigung
ihrer Lernfortschritte. Die getroffenen Beobachtun-
gen und Einschätzungen werden dem Gefangenen
fortlaufend zurückgemeldet.

Die Lernumwelt und Anstaltsstruktur

23. Die Bereitstellung von vielfältigen Lernangebo-
ten und Lernhilfen hat absoluten Vorrang. 

24. Die sächliche Ausstattung der Anstalten ist
zweckentsprechend, qualitätsvoll und auf neuem
technischen Stand (keine Mangelwirtschaft). 

25. Die Größe der Wohngruppen ist an den lang-
jährigen Erfahrungen in der Gruppenarbeit orien-
tiert (ca. 8 Mitglieder). 

26. Die Strukturen in der Anstalt laden Gefangene
und Mitarbeiter zur Partizipation ein und können
von ihnen als fair und gerecht wahrgenommen
werden. Das Anstaltsklima muss positiv gestaltet
werden.

27. Die Struktur und Organisation der Anstalt wird
ständig auf ihre „Jugendverträglichkeit“ sowie
ihre Eignung für eine effiziente Zielerreichung –
bestmögliche Förderung der Gefangenen in ihrer
Entwicklung – überprüft. Eine fortlaufende Kon-
trolle der Zielerreichung anhand überprüfbarer
Kriterien wird implementiert. 

28. Bezüglich der schulischen und beruflichen Fortbil-
dung besteht ein professionelles Beratungssys-
tem, das Gefangenen und Mitarbeitern jederzeit
zur Verfügung steht. 

29. Jede Jugendstrafanstalt hat eine eigene, selbstän-
dige Schule, die als Ganztagesschule geführt
wird.

30. Die schulischen und beruflichen Ausbildungsein-
richtungen sowie die Sportanlagen des Jugendvoll-
zugs stehen externen Programmteilnehmern
grundsätzlich offen. 

31. Die Justizvollzugsanstalt pflegt enge Zusammen-
arbeit mit Institutionen wie Schulen, Ausbil-
dungszentren, Therapieeinrichtungen, Heimen
und Forschungseinrichtungen, die im Bereich der
Erziehung, Bildung und Jugendhilfe tätig sind. 

32. Die Aufsichtsbehörden beschränken sich auf die
Fach- und Rechtsaufsicht sowie die Globalsteue-
rung. Sie widerstehen der Versuchung, im Einzel-
fall mitzuerziehen.

Dr. Joachim Walter ist Leiter der Jugendstrafanstalt
Adelsheim, Baden-Württemberg, und Mitherausgeber
dieser Zeitschrift 
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Fußnoten

1 Stark gekürzte Fassung meines in Heft 3/2006 der ZJJ
erschienenen Aufsatzes „Bedingungen bestmöglicher
Förderung im Jugendstrafvollzug. Ein Diskussionsbei-
trag in der Folge des Urteils des Bundesverfassungsge-
richts vom 31.05.2006, ZJJ 2006, S. 193“. Wegen nähe-
rer Begründung der Thesen und detaillierter Literatur-
hinweise darf auf diese Veröffentlichung verwiesen
werden.

2 BVerfG aaO: 196; Hervorhebung vom Verfasser.
3 Baden-Württemberg 2005: Entlassung zur Bewährung

49,7 %, § 35 BtMG 13,8 % Abschiebung (§ 456 a StPO)
7,7 %, Strafende 28,8 %. In früheren Jahren höhere
Werte für Entlassung zur Bewährung (1991 = 79,8 %).

4 Über die sehr kleine Zahl inhaftierter jugendlicher und
heranwachsender Frauen wäre gesondert zu sprechen;
dies soll hier jedoch sowohl wegen der sehr schmalen
Datenlage wie auch insbesondere mangelnder persön-
licher Erfahrung unterbleiben.
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